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§2
Leistungen

(1) Die Kraftfahrzeughilfe umfaßt Leistungen
1. zur Beschaffung eines Kraftfahrzeugs,
2. für eine behinderungsbedingte Zusatzausstattung,
3. zur Erlangung einer Fahrerlaubnis.

(2) Die Leistungen werden als Zuschüsse und nach Maßgabe 
des § 9 als Darlehen erbracht.

§3
Persönliche Voraussetzungen

(1) Die Leistungen setzen voraus, daß
1. der Behinderte infolge seiner Behinderung nicht nur vor­

übergehend auf die Benutzung eines Kraftfahrzeugs an­
gewiesen ist, um seinen Arbeits- oder Ausbildungsort 
oder den Ort einer sonstigen Maßnahme der beruflichen 
Bildung zu erreichen, und

2. der Behinderte ein Kraftfahrzeug führen kann oder ge­
währleistet ist, daß ein Dritter das Kraftfahrzeug für ihn 
führt.

(2) Ist der Behinderte zur Berufsausübung im Rahmen eines 
Arbeitsverhältnisses nicht nur vorübergehend auf ein Kraft­
fahrzeug angewiesen, wird Kraftfahrzeughilfe geleistet, wenn 
er infolge seiner Behinderung nur auf diese Weise dauerhaft 
beruflich eingegliedert werden kann und die Übernahme der 
Kosten durch den Arbeitgeber nicht üblich oder nicht zumut­
bar ist.

§4
Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeuges

(1) Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeugs setzt vor­
aus, daß der Behinderte nicht über ein Kraftfahrzeug verfügt, 
das die Voraussetzungen nach Absatz 2 erfüllt und dessen 
weitere Benutzung ihm zumutbar ist.

(2) Das Kraftfahrzeug muß nach Größe und Ausstattung den 
Anforderungen entsprechen, die sich im Einzelfall aus der 
Behinderung ergeben und, soweit erforderlich, eine behinde­
rungsbedingte Zusatzausstattung ohne imverhältnismäßigen 
Mehraufwand ermöglichen.

(3) Die Beschaffung eines Gebrauchtwagens kann gefördert 
werden, wenn er die Voraussetzungen nach Absatz 2 erfüllt 
und sein Verkehrswert mindestens 50 vom Hundert des sei­
nerzeitigen Neuwagenpreises beträgt.

§5
Bemessungsbetrag

(1) Die Beschaffung eines Kraftfahrzeugs wird bis zu einem 
Betrag in Höhe des Kaufpreises, höchstens jedoch bis zu einem 
Betrag von 16 000 Deutsche Mark gefördert. Die Kosten einer 
behinderungsgerechten Zusatzausstattung bleiben bei der Er­
mittlung unberücksichtigt.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 wird im Einzelfall ein 
höherer Betrag zugrunde gelegt, wenn Art oder Schwere der 
Behinderung ein Kraftfahrzeug mit höherem Kaufpreis 
zwingend erfordert.

(3) Zuschüsse öffentlich-rechtlicher Stellen zu dem Kraft­
fahrzeug, auf die ein vorrangiger Anspruch besteht oder die 
vorrangig nach pflichtgemäßem Ermessen zu leisten sind, 
und der Verkehrswert eines Altwagens sind von dem Betrag 
nach Absatz 1 oder 2 abzusetzen.

§6
Art und Höhe der Förderung

(1) Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeugs wird in der

Einkommen des Behinderten 
Tabelle:

nach Maßgabe der folgenden

Einkommen Zuschuß
bis zu V. H. der im § 18 des 
Vierten Buches Sozialgesetz­
buch V. 23. 12. 1976 (BGBl. I 
S. 3845) zuletzt geändert durch 
Gesetz v. 20. 12. 1988 (BGBl. I 
S. 2477) genannten monatlichen 
Bezugsgrößen

in V. H. des Bemessungs­
betrages nach § 5

40 100
45 88
50 76
55 65
60 52
65 40
70 28
75 16
Die Beträge nach Satz 2 sind jeweils auf volle 10 Deutsche 
Mark aufzurunden.

(2) Von dem Einkommen des Behinderten ist für jeden von 
ihm unterhaltenen Familienangehörigen ein Betrag von 
12 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch abzusetzen; Absatz 1 Satz 3 
gilt entsprechend.

(3) Einkommen im Sinne der Absätze 1 und 2 sind das mo­
natliche Netto-Arbeitsentgelt, Netto-Arbeitseinkommen und 
vergleichbare Lohnersatzleistungen des Behinderten. Die Er­
mittlung des Einkommens richtet sich nach den für den zu­
ständigen Träger maßgeblichen Regelungen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für die Hilfe zur erneu­
ten Beschaffung eines Kraftfahrzeugs. Die Hilfe soll nicht vor 
Ablauf von fünf Jahren seit der Beschaffung des zuletzt ge­
förderten Fahrzeugs geleistet werden.

§7
Behinderungsbedingte Zusatzausstattung

Für eine Zusatzausstattung, die wegen der Behinderung 
erforderlich ist, ihren Einbau, ihre technische Überprüfung 
und die Wiederherstellung ihrer technischen Funktionsfähig­
keit werden die Kosten in vollem Umfang übernommen. Dies 
gilt auch für eine Zusatzausstattung, die wegen der Behinde­
rung eines Dritten erforderlich ist, der für den Behinderten 
das Kraftfahrzeug führt (§ 3 Abs. 1 Nr. 2). Zuschüsse öffent­
lich-rechtlicher Stellen, auf die ein vorrangiger Anspruch be­
steht oder die vorrangig nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
leisten sind, sind anzurechnen.

§8
Fahrerlaubnis

(1) Zu den Kosten, die für die Erlangung einer Fahrerlaub­
nis notwendig sind, wird ein Zuschuß geleistet. Er beläuft sich 
bei Behinderten mit einem Einkommen (§ 6 Abs. 3)

1. bis 40 vom Hundert der im § 18 des Vierten Buches ge­
nannten Bezugsgröße (monatlichen Bezugsgröße) auf die 
volle Höhe,

2. bis zu 55 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße auf 
zwei Drittel,

3. bis zu 75 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße auf 
ein Drittel

der entstehenden notwendigen Kosten; § 6 Abs. 1 Satz 3 und 
Abs. 2 gilt entsprechend. Zuschüsse öffentlich-rechtlicher Stel­
len für den Erwerb der Fahrerlaubnis, auf die ein vorrangiger 
Anspruch besteht oder die vorrangig nach pflichtgemäßem 
Ermessen zu leisten sind, sind anzurechnen.

(2) Kosten für behinderungsbedingte Untersuchungen, Er­
gänzungsprüfungen und Eintragungen in vorhandene Führer- 
cfboino worden in vollem Umfane übernommen.


